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Forschung und 
öffentliches Vertrauen
Das Beispiel der humanen embryonalen 
Stammzellforschung

Die jüngste Debatte über die Änderung 
der Stichtagsregelung des Stammzellge­
setzes von 2002 hat in Deutschland ein 
Ausmaß an öffentlicher Aufmerksamkeit 
und einen Grad an Aufregung erreicht, 
der sich aus den unterschiedlichen Ein­
schätzungen naturwissenschaftlicher De­
tailfragen und den kontroversen ethischen 
Positionen allein nicht erklären lässt. Bi­
lanziert man die monatelangen Auseinan­
dersetzungen nüchtern, muss man fest­
stellen, dass - vom Anlass der Debatte 
und seiner Bestreitung abgesehen - kaum 
Argumente aufgetaucht sind, die neu sind 
gegenüber denen, die schon im Vorfeld 
der vom Bundestag beschlossenen Kom­
promissregelung von 2002 geäußert wor­
den waren. Je länger die Diskussion an­
dauert, desto stärker drängt sich der 
Eindruck auf, dass die Forschung mit 
embryonalen Stammzellen vom Men­
schen (hES-Zellen) nicht nur ein Fokus 
der öffentlichen Diskussion über bio­
medizinische Probleme ist (also neben 
Schwangerschaftskonflikt, vorgeburtlicher 
Diagnostik, Gentherapie, assistierter Re­
produktion, Organersatz, Sterben in Wür­
de u. a. m.), sondern Chiffre und Symbol 
für die moralische Problematik der mo­
dernen Biomedizin im Gesamten. Es 
scheint - ob zu Recht oder zu Unrecht, sei 
einmal dahingestellt - um mehr zu gehen 
als um den Stichtag und die Gründe, die 
für und gegen seine Verschiebung, Erhal­
tung oder Aufhebung vorgebracht wer­
den. Nur das erklärt die Heftigkeit, mit 

der gestritten, angegriffen, Widerspruch 
geäußert, Bekenntnisse abgelegt und ge­
wagte Vergleiche gezogen wurden.

Besteht dieses Mehr einfach nur in 
Stimmungen und Befindlichkeiten, die 
einem sozialpsychologischen Gesetz der 
Eskalierungsdynamik folgen? Oder geht 
es dabei in Wirklichkeit nicht (auch zu­
mindest) um die Vertrauenswürdigkeit 
einer relativ neuen Forschungsrichtung 
und um die Praktiken, wie die Öffentlich­
keit sichergehen kann, dass diese For­
schung ein Vertrauen verdient, das sie sich 
auf den gewohnten Wegen - unmittelbare 
Wahrnehmung, nachschlagbares Stan­
dardwissen oder indirekt das stets auf Ge­
setze bezogene Amtshandeln staatlicher 
Akteure - nicht beschaffen kann.

Es hängt wohl vor allem mit dem Mi­
kroformat, mit der Neuheit und der ra­
santen Entwicklungsgeschwindigkeit zu­
sammen, dass nach anderen Bereichen 
der Gesellschaft zunehmend auch Be­
reiche der Forschung in Vertrauenskon­
fliktzonen geraten. Und das umso mehr, 
wenn diese Forschungen den Menschen 
selbst und die Vorgänge des Lebens be­
treffen, die ihr bisher entzogen waren. 
Und erst recht, wenn auch nur die leiseste 
Vermutung vorhanden ist, mit den Ergeb­
nissen solcher Forschung ließe sich eines 
Tages auch Geld verdienen.

Die Rolle des Vertrauens - 
privat und öffentlich

Vertrauen ist ein unverzichtbares Element 
aller sozialen Beziehungen. Das gilt zuerst 
für Beziehungen zwischen Personen. Bei 
jedem Handeln, sogar dem ganz trivialen 
und routinemäßigen im Alltag, müssen 
wir uns darauf verlassen und setzen es 
voraus. Wie wir aus der Entwicklungspsy­
chologie spätestens seit Erik Erikson wis­
sen, bleibt das in der frühen Interaktion 
mit der Mutter erworbene Vertrauenkön­
nen lebenslang von grundlegender Be­
deutung für das gesamte Sozial-, Welt- 
und Selbstverhalten eines Menschen. Oh­
ne Vorschuss an Vertrauen könnten sich 
Erwachsene weder auf eine auf Dauer an­
gelegte Partnerschaft noch sehenden Au­
ges auf das Wagnis einlassen, Kinder ins 
Leben zu rufen und sie über Jahre hinweg 
zu begleiten, bis sie ihrerseits selbstbe­
stimmt ihr eigenes Leben führen können. 
Die alltäglichen Abläufe in einer Gesell­
schaft funktionieren nur, weil und soweit 
sich alle Teilnehmer darauf verlassen kön­
nen, dass Milch, Brot und Gemüse, das sie 
einkaufen und zu sich nehmen, nicht ver­
giftet sind; dass die Ärzte, die die Patienten 
dank Anästhesie vor Schmerzen bewah­
ren wollen, nicht ein tödliches Gift sprit­
zen; dass der Taxifahrer, der den Auftrag 
bekommt, den Fahrgast vom Flughafen zu 
einem bestimmten Institut zu bringen, 
ihn nicht zu Mafiosi transportiert; dass die 
Spende für ein soziales Anliegen in einem 
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anderen Land auch bei denen ankommt, 
für die sie gegeben wurde ... Das Vertrau­
en geschieht im Normalfall ohne viel 
Überlegung. Zum Gegenstand ausdrück­
licher Überlegung wird es meist erst dann, 
wenn Fälle bekannt werden, in denen 
dieses Vertrauen missbraucht wurde oder 
wenn ein Erpresser durch Drohungen das 
„normale“ Vertrauen untergräbt.

Vertrauen spielt aber nicht nur in Be­
ziehungen und im Verkehr zwischen Per­
sonen eine fundamentale Rolle. Es war 
vor allem Niklas Luhmann, der darauf 
aufmerksam gemacht hat, dass es auch so 
etwas gibt wie Systemvertrauen [1]. Dieses 
reicht vom Vertrauen in das Funktionie­
ren der Technik (man denke an die Benut­
zung eins Aufzugs oder die Verlässlichkeit 
der Bremsen beim Auto) bis zum Vertrau­
en darauf, dass die Institutionen des de­
mokratischen Staates (Durchführung von 
Wahlen, Verfolgung von Straftaten, Kon­
trolle der Regierung usw.) verlässlich 
funktionieren. Auch diese Art von Ver­
trauen machen wir an Personen fest, aber 
an Personen als Amtsträger (gewählter 
Abgeordneter, Richter, Polizeibeamter 
usw.) und nicht nur, sondern auch an fest­
gelegten und bewährten Kompetenzzu­
weisungen, an Verfahrensregeln und an 
Balancemechanismen (prinzipielle Mög­
lichkeit eines Wechsels, Opposition, freie 
Presse). Wie wichtig Vertrauen in und ge­
genüber ganzen Systemen ist, deren Ak­
teure wir überhaupt nicht kennen, mit 
denen wir es aber als Konsument oder 
Klient zu tun haben, wird an den Krisen 
deutlich, die einzelne Banken oder sogar 
eine ganze Branche z. B. mit Krediten er­
leben, sobald sich herausstellt, dass die 
zugrunde gelegten Annahmen nicht glaub­
haft sind. Vertrauen ist eine prekäre Wäh­
rung, die schnell „verspielt“ werden kann. 
Durch Fehlverhalten einzelner Personen 
etwa, die ein System repräsentieren, oder 
durch Nichtübereinstimmung zwischen 
Ankündigungen und eintretenden Tatsa­
chen, schließlich auch durch Inkonsisten- 
zen oder Widersprüche in programma­
tischen Äußerungen zu verschiedenen 
Zeitpunkten. Solcherart verspieltes Ver­
trauen zurückzugewinnen braucht in aller 
Regel ein Vielfaches der Zeit, innerhalb 
derer es verloren ging.

Voraussetzungen von Systemvertrauen 
sind:

— Verstehen können (das setzt seiner­
seits richtige Information voraus), 

— festliegende und überschaubare
Rahmenbedingungen,

— Einhaltung der Bestimmungen der 
Rechtsordnung,

— Verträglichkeit mit den moralischen 
Normen, die in einer Gesellschaft 
gelten,

— Menschenfreundlichkeit (als Sammel­
begriff für die Vor- und Nachteile, die 
die Einzelnen als Bürger, Konsu­
menten, Anwohner, Verkehrsteil­
nehmer, Patienten usw. jeweils für 
sich realisieren können).

Forschung - auch eine Sache des 
Vertrauens?

Systemvertrauen der eben beschriebenen 
Art kann sich ähnlich wie auf die Politik, 
die Strafverfolgung, das Ausbildungssys­
tem, den Sport usw. auch auf die For­
schung als geplantes und organisiertes, 
arbeitsteiliges Bemühen um neues Wissen 
samt der Institutionen und Instrumente, 
aber auch der hoch qualifizierten Per­
sonen, die sie betreiben, beziehen. Das ist 
keineswegs nur eine Frage des Ermessens 
oder der zusätzlichen Regulation, die For­
schung in einer Gesellschaft genießt. Viel­
mehr ist die Forschung auf solches Sys­
temvertrauen vonseiten der Öffentlichkeit 
angewiesen, schon allein deshalb, weil nur 
dann die Bereitschaft besteht, ihr die not­
wendigen Mittel zur Verfügung zu stellen. 
Aber nicht nur aus diesem vergleichsweise 
vordergründigen Interesse der Forschung 
selbst, sondern auch weil heute mehr denn 
je die Entwicklungsfähigkeit des gesell­
schaftlichen Prozesses und die Bewälti­
gung von Krisen und Problemen, die da­
bei auftreten können, vom Wissens- und 
Forschungspotenzial in einer Gesellschaft 
abhängen. Dieses lässt sich nicht kurzfris­
tig bereitstellen, sondern kann nur in 
langfristigen und kontinuierlichen An­
strengungen aufgebaut werden.

Dabei sind dem System Forschung zu­
nehmend bestimmte Eigenheiten imma­
nent, die die Gewährung von Vertrauen 
zwangsläufig erschweren. Der Sachver­
stand, neu entstandenes Wissen in seiner 
Komplexität erfassen zu können, fehlt 
großen Teilen der Bevölkerung, und auch 
die Mehrheit der hoch gebildeten, aber 

fachfremden „Laien“ vermag das entspre­
chende Wissen nicht ohne Weiteres nach­
zuvollziehen, geschweige denn zu kont­
rollieren. Wissen, das ein Verständnis der 
Forschungsprozesse überhaupt erst mög­
lich macht, ist heute vielfach bereits Spe­
zialwissen. Auch die Relevanz von For­
schungsergebnissen ist nur in seltenen 
Fällen von außen einschätzbar. Was aber 
zu komplex ist, um durchschaut zu wer­
den, löst Unsicherheiten aus.

Ein anderer forschungsimmanenter 
Faktor, der Vertrauen vonseiten der Öf­
fentlichkeit erschwert, ist der Umstand, 
dass eigentlich immer nur Ausschnitte der 
Wirklichkeit überschaubar sind; und 
selbst diese werden ständig mit neuen Er­
kenntnissen und unterschiedlichen Sicht­
weisen konfrontiert. Dies hat seine Ursa­
che darin, dass die Forschung in der fort­
geschrittenen Moderne in sämtlichen 
Bereichen - in den Naturwissenschaften 
und in der Medizin aber ganz besonders 
- stark spezialisiert ist. Das macht es nicht 
einfacher, im interdisziplinären Dialog 
nach verantwortbaren Lösungen für ge­
sellschaftliche Probleme und verbindliche 
Regelungen zu suchen. Auch die Nicht­
fachleute nehmen diese ständige Wis­
sensvermehrung und Multiperspektivität 
wahr, etwa dann, wenn sie sich als Pati­
enten wegen eines einzigen Krankheits­
bildes von verschiedenen Spezialisten 
untersuchen lassen müssen oder ratlos 
darüber sind, welchen der vielen angebo­
tenen Therapiewege sie denn nun wählen 
sollen.

Ein weiterer vertrauenserschwerender 
Umstand liegt darin begründet, dass der 
naturwissenschaftlichen Forschung von 
ihrem Selbstverständnis und ihren Stan­
dards her jeder Wertebezug fremd ist und 
methodisch ausgefiltert werden muss. 
Das schließt weder aus, dass solcher For­
schung ein Ethos des Erkennenwollens 
und der methodischen Konzentration zu­
grunde liegt, noch dass der einzelne For­
scher für alle Schritte, die er geht, Verant­
wortung trägt. So wenig wie es dagegen 
spricht, dass es eine wertorientierte For­
schungssteuerung geben kann und muss. 
Auch sind nicht wenige Forschungen in 
einem weiten Sinn heilungsbezogen, also 
letztlich am Ziel besserer Hilfe für Men­
schen orientiert. Allerdings handelt es 
sich dabei um ein Fernziel, dem sich der
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Forschungsprozess unter Umständen erst 
über eine Vielzahl von Teilschritten annä­
hert und in dessen Verlauf häufig Hinder­
nisse überwunden und Umwege gegan­
gen werden müssen, sodass der Bezug 
zum Fernziel für Außenstehende häufig 
allgemein, diffus oder rein theoretisch 
wirkt.

Ein vierter Faktor, mit dem die Ver­
trauenswürdigkeit der Forschung ständig 
zu ringen hat, ist schließlich die Tatsache, 
dass im Selbstverständnis der Wissen­
schaft Misstrauen selbst ein integrales Ele­
ment der Gewinnung und Absicherung 
neuen Wissens darstellt. Die wissen­
schaftstheoretische Verpflichtung zu Kri­
tik und Selbstkritik, die sich heute auch zu 
einem eigenen Bereich der Forschung 
ausdifferenziert hat (Risikoforschung, 
Technologiefolgenabschätzung), wird von 
außen häufig als Widerspruch der wissen­
schaftlichen Meinungen und als Mangel 
an Verlässlichkeit wahrgenommen.

Vertrauenseinbußen und Instru­
mente der Vertrauenssicherung

Wenn also Wissenschaft und Forschung 
in immer stärkerem Maß auf die Gewäh­
rung öffentlichen Vertrauens angewiesen 
sind, lohnt es sich, der Frage nachzuge­
hen, ob der Streit um die Forschung mit 
humanen ES-Zellen möglicherweise auch 
deshalb so heftig ist, weil es zwischen be­
nötigtem und vorhandenem öffentlichen 
Vertrauen eine Diskrepanz gibt.

Man kann hier, bevor man die Auf­
merksamkeit auf externe Vertrauens„zeh- 
rer“ richtet, zunächst einmal selbstkritisch 
zwei interne Störfaktoren erkennen. Der 
eine ist der hohe Erwartungsdruck, der im 
Vorfeld des Stammzellgesetzes von 2002 
aufgebaut wurde. „Nervenzellen für Par- 
kinsonpatienten, Herzmuskulatur für In­
farktopfer, insulinbildende Zellen für Di­
abetiker und blutbildende Zellen für 
Leukämiekranke“ [2] - Derartiges war in 
allen Zeitungen zu lesen. Diese hohen Er­
wartungen wurden vor allem durch eu­
phorische Stimmen aus den USA, die über 
die Medien auch hierzulande bekannt 
wurden, noch gesteigert, da diese auch 
Zeiträume nannten (2, 5 oder höchstens 
10 Jahre). Solche konkreten kurzfristigen 
Ankündigungen, die von soliden Fachver­
tretern heute im Allgemeinen nicht mehr 

gemacht werden, wurden in der breiten 
Öffentlichkeit nicht nur als hochfliegende 
Träume einer neuen Epoche medizi­
nischer Möglichkeiten aufgenommen, 
sondern teilweise auch benutzt, um man­
che moralischen Bedenken beiseite zu 
schieben. Nicht wenige der betroffenen 
Kranken fassten solche Ankündigungen 
auch als Versprechungen für sich selbst 
auf. Das Ausbleiben der schnellen Erfolge 
fällt nun nach nur wenigen Jahren auf 
diese Forschungsrichtung zurück und 
wird im polemischen Streit als Beleg für 
ihre Entbehrlichkeit benutzt [3].

Vertrauensschädigend wirkten sich vor 
allem einzelne Fälle von Betrug aus wie 
der Hwang-Skandal. Hwang Woo Suk, ein 
südkoreanischer Forscher und angese­
hener Spezialist auf seinem Gebiet, hatte 
im Jahr 2004 berichtet, dass seinem Team 
das sogenannte therapeutische Klonen 
beim Menschen gelungen sei. Aus durch 
Klonen erzeugten menschlichen Blastozys- 
ten ließen sich demnach Stammzellen für 
die Gewebezucht gewinnen. Aus dieser 
weltweit aufsehenerregenden Erfolgs­
meldung wurde schrittweise ein beschä­
mender Skandal, an dessen Ende Hwang 
seine Ämter aufgeben musste. Zunächst 
hatte er eingestehen müssen, dass die 
große Zahl der zum Klonen erforder­
lichen Eizellen teils von Mitarbeiterinnen 
und teils von Frauen stammten, die dafür 
Geld erhalten hatten. Dies stellte eine 
Überschreitung ethischer Grenzen dar 
und führte zum Vorwurf eines auswärti­
gen Kooperationspartners, belogen wor­
den zu sein. Im Jahr 2006 kam ein Unter­
suchungsausschuss der Universität Seoul 
zu dem Ergebnis, dass Daten in den als 
bahnbrechend beurteilten Forschungen 
vorsätzlich manipuliert und die in „Sci­
ence“ veröffentlichten Forschungsresul­
tate vorsätzlich gefälscht worden waren. 
Damit waren der Forscher öffentlich als 
Betrüger entlarvt und das hochgeschätzte 
Journal und seine Gutachter blamiert. Der 
Fall wurde sehr schnell in die Nähe ande­
rer dubioser Aktivitäten gerückt, bei­
spielsweise der Praktiken von Eizellspen­
den in Rumänien für IVF-Kliniken in 
Westeuropa oder in den USA, die mit 
Stammzellforschung nichts zu tun haben. 
Derartige Verallgemeinerungen mit ver­
trauensminderndem Effekt sind ein sozi­
alpsychologisches Phänomen, das sich 

auch in anderen Bereichen beobachten 
lässt [4].

Der Fall Hwang kann aber auch als Be­
leg für die internen Mechanismen dienen, 
über die Wissenschaft und Forschung ver­
fügen, um Betrug dieser Art zu vermeiden 
bzw. aufzudecken und dafür zu sorgen, 
dass Nachahmungsversuche unterbleiben. 
Denn es waren diese Mechanismen inter­
ner wissenschaftlicher Kontrolle, die den 
ganzen Umfang des Betruges ans Tages­
licht gebracht haben. Bestandteile einer 
solchen institutionalisierten Vertrauenssi­
cherung, die in aller Regel gut funktionie­
ren, sind die Begutachtungsverfahren, die 
bei der Beantragung von Mitteln durch­
laufen werden müssen und die bei vielen 
Experimenten auch die Prüfung durch 
eine Ethikkommission umfassen, sowie 
die Veröffentlichung der Ergebnisse in 
Fachpublikationen, die ihrerseits eine 
Prüfung durch Fachkollegen voraussetzt. 
Hinzu kommt das Erfordernis der Wie­
derholbarkeit von Experimenten durch 
andere Forscher und - im Falle therapeu­
tischer Anwendungen - das Erfordernis 
klinischer Studien.

In demokratischen Ländern ist auch 
die grundrechtlich garantierte Pressefrei­
heit ein wichtiges Instrument der Vertrau­
enssicherung, weil erst sie es möglich 
macht, die Forschung wenigstens exemp­
larisch aus der Abgeschiedenheit der La­
bors „herauszuholen“, um sie einem grö­
ßeren Publikum verständlich zu machen.

Schließlich sollte im Fall des deutschen 
Stammzellgesetzes nicht unbeachtet blei­
ben, dass der Gesetzgeber mit der Zentra­
len Ethik-Kommission für Stammzellen­
forschung (ZES) ein Instrument aus unab­
hängigen Experten geschaffen hat, das in 
seinem Auftrag jedes einzelne Forschungs­
projekt mit hES-Zellen dahingehend 
prüft, ob Konformität mit den gesetz­
lichen Vorgaben besteht, um so die Ver­
trauenswürdigkeit der Stammzellfor­
schung auch im Einzelfall sicherzustel­
len.

Strategien des Misstrauens

Während die Proklamation übertriebener 
und deshalb irgendwann in Enttäuschung 
umschlagender Heilungsversprechen so­
wie der Fälschungsfall Hwang gleichsam 
„hausgemachte“ Ursachen für einen Ver­
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trauensverlust sind, bestehen in der öf­
fentlichen Diskussion auch externe Mög­
lichkeiten, die geeignet sind, das öffent­
liche Vertrauen in die Stammzellforschung 
zu untergraben.

Eine dieser Möglichkeiten, Argwohn 
zu erzeugen, ist die Mobilisierung von 
Ängsten. Ängste gegenüber neuen Tech­
niken und ihren Folgen sind etwas sehr 
Verständliches, und sie haben sozialpsy­
chologisch eine wichtige Warnfunktion 
gegenüber Leichtfertigkeit und blinder 
Begeisterung. Aber sie können auch wider 
besseres Wissen gepflegt und benutzt wer­
den. Es sind im Zusammenhang mit der 
Forschung an hES-Zellen viele Ängste ge­
äußert, aber auch geschürt worden, etwa 
die vor grenzenloser Forschung, vor dem 
hemmungslosen Zugriff auf Embryonen 
und ungeborene Kinder, vor der Erzeu­
gung menschlicher Embryonen für die 
Forschung, vor der Behandlung von Em­
bryonen als Ware und in diesem Zusam­
menhang vor dem massenhaften Handel 
mit Embryonen. Es sei nicht in Abrede 
gestellt, dass es weltweit immer wieder zu 
derartigen Fällen von Missbrauch kommt. 
Allerdings sollte der Widerspruch gegen 
eine Gesetzesänderung nicht mit der 
Möglichkeit von Missbräuchen begründet 
werden, die nach geltender Gesetzeslage 
bereits verboten sind.

Eine andere Flanke, durch die häufiger 
und durchaus mit argumentativem Auf­
wand Misstrauen entsteht, ist die Behaup­
tung, die Ermöglichung bestimmter For­
schungen würde einen Dammbrucheffekt 
(„slippery slope“) bewirken. So wurde et­
wa im Beitrag eines renommierten Medi­
zinhistorikers für eine große deutsche 
Tageszeitung unter der Überschrift „Auf 
der schiefen Stammzellbahn“ eine „Revo­
lution der Biopolitik“ prognostiziert, 
wenn der 2002 festgelegte Stichtag ver­
schoben werde [5]. Eine Verschiebung 
würde die Aussicht auf weitere Verschie­
bungen schaffen, diese aber ausländischen 
Exporteuren von Stammzelllinien die Si­
cherheit geben, dass die von ihnen jetzt 
gewonnenen Zellen später aus Deutsch­
land angefordert würden. Zudem würde 
dies zur Forderung der Erlaubnis zur Her­
stellung solcher Linien auch in Deutsch­
land führen, die die Aufhebung der Straf­
barkeit der Herstellung von Embryonen 
zu einem anderen Zweck als der Fort-
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Forschung und öffentliches Vertrauen. Das Beispiel der humanen 
embryonalen Stammzellforschung

Zusammenfassung
Ausgangspunkt der Überlegungen ist die 
heftige öffentliche Debatte über die For­
schung mit embryonalen Stammzellen 
vom Menschen in Deutschland sowohl im 
Vorfeld der Verabschiedung des Gesetzes 
von 2002 als auch im Kontext der im April 
2008 vom Bundestag beschlossenen 
Novellierung. Die These ist, dass die Vorbe­
halte gegen die Stammzellforschung eine 
wesentliche Ursache im fehlenden Ver­
trauen eines erheblichen Teils der Öffent­
lichkeit gegenüber der noch jungen, hoch 
komplexen und stark expandierenden bio­
medizinischen Forschung insgesamt 
haben. Nach der Klärung der Rolle, die Ver­

Research und public confidence. The example of human stem cell 
research

Abstract
The starting point of the following reflec­
tions is the intense public debate about 
stem cell research among people in 
Germany; it took place before the law about 
stem cell research was passed in 2002 as 
well as in April 2008 when the German 
Parliament (= Bundestag) passed an 
amendment of the above mentioned law. 
The following article explains that one of 
the reasons why a large portion of the pub­
lic still has reservations against stem cell re­
search in general lies in the fact that there 
exists almost no confidence towards a still 
young, expanding and highly complex bio­
medical research. After explaining the part 
that confidence plays in the context of 

trauen als soziale Währung nicht nur in in­
terpersonalen Beziehungen, sondern auch 
in den Teilsystemen der modernen Gesell­
schaft spielt, wird nach den wissenschafts­
immanenten und den externen Faktoren 
gefragt, die Vertrauen verhindern oder 
schwächen. Im letzten Teil werden Wege 
aufgezeigt, wie die Kluft zwischen benötig­
tem und vorhandenem öffentlichen Ver­
trauen verringert werden kann.

Schlüsselwörter
Vertrauen • Öffentlichkeit • Stammzell­
forschung • Kontrolle • Dammbruch­
argument 

social and personal relations in all respects 
as well as in certain sections of modern 
society, the main question is which scientific 
intrinsic and external facts lead to a loss of 
confidence or to its reduction. The last part 
of the article discusses different ways of 
how the gap can be reduced between the 
level of confidence that is currently granted 
by the public and a possible increase of con­
fidence that is essential for bio-medical re­
search in general.

Keywords
Confidence • public • stem cell research • 
slippery slope arguing • control 
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pflanzung (und damit der Aufhebung we­
sentlicher Bestimmungen des ESchG) mit 
sich bringen würde. Um die Vorausset­
zungen für die Bereitstellung einer ausrei­
chenden Zahl an Embryonen für die Ge­
winnung von Stammzellen zu schaffen, 
würde es zudem zur Aufhebung der Be­
grenzung der zur Befruchtung zugelas­
senen Zahl von Eizellen bei der IFV kom­
men; auch stehe eine Aufhebung des Ver­
bots der Präimplantationsdiagnostik zu 
befürchten.

Tatsächlich lässt sich Dammbruch-Ar­
gumenten nur schwer widersprechen. 
Gleichwohl bleiben sie stets nur ein meta­
phorisches Gedankenexperiment und 
sind nie eine empirische Diagnose. Ihr 
schwacher Punkt ist die unterstellte 
Zwangsläufigkeit von Entwicklung. In 
Wirklichkeit besteht zu jedem Zeitpunkt 
der Entwicklung die Möglichkeit, er­
kannten Gefahren durch Verbote entge­
genzutreten und die Entwicklung in eine 
andere, für besser befundene Richtung zu 
lenken.

Schließlich gibt es immer wieder den 
Versuch, die Forschung an humanen ES- 
Zellen in die Nähe der in den Nürnberger 
Prozessen verurteilten Menschenversuche 
in den Konzentrationslagern der Nazis zu 
stellen. Die Wirkung dieser Vergleiche re­
sultiert einerseits aus der Evidenz des ver­
brecherischen Charakters der verurteilten 
Taten, andererseits aber auch daraus, dass 
der, der diesem Vergleich widerspricht, 
schnell in das denkerische Umfeld derer 
gerät, die die entsprechenden Untaten 
rechtfertigten. Obschon der Vergleich 
sachlich jeder Berechtigung entbehrt, 
muss er in der Öffentlichkeit nicht zwangs­
läufig ohne Wirkung und Eindruck blei­
ben. Dass das so ist, ist ein Teil der Last der 
Vergangenheit und insofern ein spezifisch 
deutsches Problem.

Was Forschung und Forscher 
von der Öffentlichkeit erwarten 
dürfen

Es ist in erster Linie Aufgabe der For­
schung selbst, sich darum zu bemühen, 
seitens der Öffentlichkeit jenes Maß an 
Vertrauen zu erhalten, das für eine erfolg­
reiche Arbeit notwendig ist. Die Bring­
schuld der Forschung besteht dabei nicht 
nur in der Güte ihrer Resultate, sondern 

umfasst auch die selbstverständliche Treue 
zu den Gesetzen, die Praxis selbstkriti­
scher Überprüfung, die Stärkung der per­
sönlichen Verantwortlichkeit der For­
schenden sowie die Bereitschaft zur Kom­
munikation mit der Öffentlichkeit. Gerade 
unter den Bedingungen zunehmender 
Komplexität und wachsender Spezialisie­
rung ist eine Kultur der Transparenz das 
Gebot der Stunde.

Umgekehrt darf die Forschung aber 
auch von der Öffentlichkeit erwarten, was 
man mit „Fairness“ chiffrieren könnte: 
Die Öffentlichkeit, d. h., die Akteure, die 
auf die öffentliche Meinungsbildung Ein­
fluss nehmen (Parteien, Medien, Kirchen), 
müssen sich dort, wo gestritten und über 
die Rahmenbedingungen der Forschung 
entschieden werden muss, um einen mög­
lichst guten Kenntnisstand bemühen. Die 
Öffentlichkeit muss, wo immer sie Ge­
fahren erkennt, vor denen sie geschützt 
sein will, verhältnismäßige Instrumente 
wählen. Und sie muss der Versuchung wi­
derstehen, Ziele zu unterstellen, für die 
eigentlich niemand eintritt.

Es kann gut sein, dass der Streit um die 
Stammzellforschung auch ein Konflikt 
zwischen Hoffnungsskeptikern und „Sys­
temvertrauern“ ist. Die Gegenwart ist eine 
Phase, in der anders als in den 1960er- bis 
1980er-Jahren das Neue als solches wenig 
Kredit hat. Das muss nicht schon ein 
Nachteil sein. Aber man sollte auch nicht 
in den Fehler verfallen, gegen jedes Fort­
schreiten im Bereich des Wissens vom 
Menschen und gegen neue Möglichkeiten 
zu intervenieren, d. h. es als Anschlag auf 
das Wertebewusstsein und die überkom­
menen normativen Standards zu klassifi­
zieren. Die „Heuristik der Furcht“, die 
Hans Jonas vor Jahren mit Blick auf die 
Probleme der technologischen Zivilisati­
on empfohlen hat, ja für überlebenswich­
tig hielt [6], ist nicht identisch mit einer 
Hermeneutik des Verdachts, die immer 
nur mit dem Schlechtestmöglichen rech­
net. Die Bevorzugung von Untergangs­
und Verfallsszenarios verträgt sich übri­
gens auch schlecht mit dem Geist der 
grundsätzlichen Affirmation, der vom 
Schöpfungsbekenntnis des Christentums 
trotz allen Wissens um Endlichkeit und 
Versagen ausstrahlt.
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